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Neue Rechtsvorschriften
überblick über die Gesetzgebung 
im I. Quartal 1988
Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im Gesetz­
blatt der DDR Teil 1 Nr. 1 bis 5 sowie im GBl.-Sonderdruck 
Nr. 1306 veröffentlichten Rechtsvorschriften.

In konsequenter Verwirklichung der ökonomischen Strategie 
mit dem Blick auf das Jahr 2000 werden mit der АО Nr. 4 
fiber die Ergänzung der Ordnung der Planung der Volkswirt­
schaft der DDR 1986 bis 1990 vom 29. Februar 1988 (GBl. I
Nr. 5 S. 47) Festlegungen getroffen, die zur weiteren Vervoll­
kommnung der Leitung und Planung auf verschiedenen Ge­
bieten beitragen. Gleichzeitig erhalten die Abschnitte „Ma­
terialökonomie“ und „Material-, Ausrüstungs- und Konsum­
güterbilanzierung“ (МАК-Bilanzierung) der Planungsord­
nung vom 7. Dezember 1984 (GBl.-Sdr. Nr. 1190 a—r) eine 
Neufassung, die als GBl.-Sdr. Nr. 1190/1 m—I, m—II und 
m—III herausgegeben wurde.

Besonders hervorzuheben sind die Festlegungen, die dem 
Beschluß des Politbüros des Zentralkomitees der SED zur 
Vervollkommnung der Leitung, Planung und wirtschaftlichen 
Rechnungsführung im Zusammenwirken von Produktion 
und Handel Rechnung tragen. 1 Sie sind darauf gerichtet, die 
bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung mit Konsum­
gütern besser als bisher zu gewährleisten. Für ausgewählte 
versorgungspolitisch wichtige Erzeugnisbereiche werden Sor­
timentskonzeptionen ausgearbeitet. Die Grundlage dafür ist 
die Bedarfsermittlung durch die Industrie, die Land- und 
Nahrungsgüterwirtschaft und den Konsumgüterbinnenhan­
del. Die Sortimentskonzeptionen werden vor den zuständi­
gen Ministern verteidigt und durch sie bestätigt. Sie werden 
dann der Planung und Bilanzierung zugrunde gelegt und im 
Umfang der staatlichen Planauflagen mit Wirtschaftsverträ­
gen untersetzt. Vorgesehen ist ferner, daß nicht mehr ab­
wendbare ökonomische Nachteile, die durch Nichteinhaltung 
der Sortimentskonzeptionen entstehen, ausgeglichen werden 
können. Hierzu sind zwischen den Organen und Kombinaten, 
die an der Erarbeitung der Sortimentskonzeptionen beteiligt 
sind, Vereinbarungen abzuschließen. Das Staatliche Vertrags­
gericht bereitet zur Unterstützung dieser Maßnahmen eine 
Grundsätzliche Feststellung vor.

Die Neufassung des Abschnitts „МАК-Bilanzierung“ so­
wie die Festlegungen zu staatlichen Plankennziffern enthal­
ten erstmalig Regelungen zur Planung der rationellen Was­
serverwendung, die mit der Ausarbeitung des Volkswirt­
schaftsplans für 1989 beginnt. Sie sind auf die Senkung des 
Wasserbedarfs und der beeinflußbaren Wasserverluste sowie 
auf die Senkung der in Gewässer eingeleiteten Abwasserlast 
gerichtet und schließen die Rückgewinnung von Wertstoffen 
aus dem Abwasser ein. Planungspflichtig sind alle zentral­
geleiteten Betriebe mit industrieller Warenproduktion, die 
einen jährlichen Wasserbedarf ab 100 000 Kubikmeter haben. 
Die Fachorgane für Umweltschutz und Wasserwirtschaft der 
Räte der Bezirke sind berechtigt, ;weitere Betriebe in die 
Planungspflicht einzubeziehen. Der Planung sind die was­
serwirtschaftlichen Entscheidungen der Staatlichen Gewäs­
seraufsicht2 sowie die betrieblichen Wasserbedarfsnormen 
und die Wirtschaftsverträge zugrunde zu legen.

Der Entwurf des Plans der rationellen Wasserverwendung 
der Volkswirtschaft wird vom Ministerium für Umweltschutz 
und Wasserwirtschaft vorbereitet. Die rationelle Wasserver­
wendung wird künftig auch in die Fünfjahrplanung einbe­
zogen.

*

Einige wichtige Rechtsvorschriften sind im Bereich des Um­
weltschutzes und der Wasserwirtschaft ergangen.

Mit der AO fiber die allgemeinen Bedingungen für den 
Anschluß an und für die Einleitung von Abwasser in die öf­
fentlichen Abwasseranlagen — Abwassereinleitungsbedin­
gungen — vom 22. Dezember 1987 (GBl. I 1988 Nr. 3 S. 27)

werden die Rechte und Pflichten der Versorgungsträger und 
Bedarfsträger beim Anschluß an öffentliche Abwasseranlagen 
sowie die Beziehungen zwischen Versorgungsträgern und 
Dritten beim Umgang mit Abwasseranlagen neu geregelt 
und mit den grundsätzlichen Vorschriften des Wassergeset­
zes und des Vertragsgesetzes in Übereinstimmung gebracht. 
So haben Betriebe und Staatsorgane, wenn sie als Bedarfs­
träger Anträge auf Anschluß an öffentliche Abwasseranlagen 
stellen oder bestehende Verträge ändern wollen, die Wasser­
bilanzentscheidung gemäß § 16 Abs. 1 des Wassergesetzes mit 
vorzulegen. .

Die АО enthält Maßnahmen, die darauf gerichtet sind, 
den Anteil an Wasserschadstoffen in den Abwässern zu ver­
ringern. So ist bei der Antragstellung eine Zustimmung der 
Staatlichen Hygieneinspektion vorzulegen, wenn Abwässer 
mit gesundheitsbeeinträchtigenden Inhaltsstoffen belastet 
sind (vgl. Anlage 1). Bei Verstößen gegen die Einleitungs­
verbote und beim Überschreiten der Maximalwerte sind Ver­
tragsstrafen zu zahlen. Das entbindet die Bedarfsträger je­
doch nicht von ihrer Pflicht zur ordnungsgemäßen Vorreini­
gung der Abwässer. Betriebe und Staatsorgane als Bedarfs­
träger haben alle erforderlichen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß durch die rationelle Wasseranwendung und die 
Rückgewinnung von Wertstoffen bis 1991 das Einbringen 
bestimmter Wasserschadstoffe in öffentliche Abwasseranla­
gen beseitigt wird.

Bei der Neufassung der АО wurden bewährte Regelungen, 
wie zur Verantwortung für Abwasseranlagen, zu langfristi­
gen Anschlußverträgen oder Abwassereinleitungsverträgen, 
im Prinzip übernommen und dort präzisiert, wo dies erfor­
derlich war.

Die AO fiber industrielle Absetzanlagen vom 15. Dezem­
ber 1987 (GBL 1 1988 Nr. 2 S. 16) regelt Aufgaben, Rechte und 
Pflichten der Kombinate, Betriebe, Einrichtungen, Genossen­
schaften und Staatsorgane bei der Vorbereitung, der Errich­
tung, dem Betrieb und der Außerbetriebsetzung von Anla­
gen, in denen bestimmte fließfähige, feststoffhaltige Rück­
stände aus industriellen Gewinnungs- und Verarbeitungs­
betrieben unter in der АО festgelegten Bedingungen aufge- 
haldet bzw. abgesetzt werden. Grundsatz ist, daß industrielle 
Absetzanlagen technisch so zu gestalten und zu erhalten sind, 
daß das Leben und die Gesundheit von Menschen unter allen 
Bedingungen gewährleistet sind.

Durch industrielle Absetzanlagen darf die Volkswirtschaft 
nicht gefährdet werden. Sie müssen den landeskulturellen 
Anforderungen und den Rechtsvorschriften auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes entsprechen. Der Staatlichen Bauauf­
sicht des Ministeriums für Umweltschutz und Wasserwirt­
schaft obliegt die Prüfung und Kontrolle der industriellen 
Absetzanlagen. Sie kann Auflagen zur Beseitigung von Män­
geln beim Betrieb dieser Anlagen erteilen. Zur Errichtung 
einer industriellen Absetzanlage ist zuvor die Baugenehmi­
gung entsprechend den Festlegungen in der VO über die 
Staatliche Bauaufsicht vom 7. Oktober 1987 (GBl. I Nr. 26
S. 249) einzuholen.

Für industrielle Absetzanlagen sind die Betreiber verant­
wortlich. Sie haben für eine ständige Sicherung und Kon­
trolle der Funktionstüchtigkeit der Betriebs-, Meß- und Si­
cherheitseinrichtungen sowie die Erhaltung der Bausubstanz 
zu sorgen. Die Betreiber haben Einsatzdokumente zur Be­
kämpfung von Havarien zu erarbeiten und zu aktualisieren. 
Diese Einsatzdokumente sind von den Fachorganen für Um­
weltschutz und Wasserwirtschaft der Räte der Bezirke und 
vom Leiter des übergeordneten Organs zu bestätigen. 1 2

1 Vgl. E. Honeeiker, Mit dem Volk und für das Volk realisieren 
wir die Generallinie unserer Partei zum Wohle der Menschen 
(Aus dem Referat auf der Beratung des Sekretariats des Zen­
tralkomitees der SED mit den 1. Sekretären der Kreisleitungen 
am 12. Februar 1988), Berlin 1988, S. 44 f.

2 Vgl. hierzu § 5 Wassergesetz vom 2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 26 S. 467); 
§§ 3 bis 8 der 1. DVO zum Wassergesetz vom 2. Juli 1982 (GBl. I 
Nr. 26 S. 477).


